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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im März 2018 behandelte die RK-SR die Standesinitiative des Kantons Neuenburg, die
eine Präzision der Bedingungen für die Beihilfe zum Suizid und der Rechtsgrundlagen
für Sterbeorganisationen forderte. Die Initiative wurde unter anderem deshalb
eingereicht, weil die Sterbehilfeorganisation Exit 2014 kommuniziert hatte, den
assistierten Suizid nicht nur sterbenskranken, sondern auch Menschen mit
altersbedingten Mehrfacherkrankungen zu gewähren. Zudem begründete der Grosse
Rat des Kantons Neuenburg den Vorstoss mit der Notwendigkeit zur Förderung von
Suizidprävention und Palliative Care als Alternativoptionen zum Selbstmord. Mit 12 zu 1
Stimmen beantragte die Kommission allerdings, der Initiative keine Folge zu geben. Der
Bundesrat sei bereits 2011 der Meinung gewesen, dass eine gesetzliche Anpassung
«keinen Mehrwert» schaffen würde. Da die RK-SR nach wie vor dieser Ansicht sei, sehe
man keinen Handlungsbedarf.
In der Sommersession 2018 behandelte der Ständerat den Vorstoss.
Kommissionssprecher Robert Cramer (gp, GE) verwies in der Begründung der
Kommissionsempfehlung auf den 2011 veröffentlichen Bericht «Palliativmedizin,
Suizidprävention und organisierte Suizidhilfe». Verleihe man dem assistierten Suizid
Rechtsstatus, sei dies ein Signal des Staates, welches die Unverletzlichkeit des
menschlichen Lebens relativiere, so Cramer. Statt eine Gesetzesänderung
vorzunehmen, sollte vielmehr die Palliativmedizin gestärkt werden. Die Kommission sei
der Ansicht, dass die beste Antwort auf die Standesinitiative darin liege, dass der
Ständerat das Postulat SGK-SR (Po. 18.3384) angenommen habe. Der Neuenburger
Raphaël Comte (fdp, NE) teilte diese Meinung hingegen nicht. Die Debatte um
Suizidhilfe sei eine politische Debatte, die vom Parlament als Gesetzgeber behandelt
werden müsse. Es gehe ihm dabei nicht in erster Linie um die Vollendung der
Gesetzgebung – so würde er als liberaler Politiker nur eine Gesetzgebung unterstützen,
die das derzeitige System nicht einschränke –, sondern darum, dass dem Parlament die
Gelegenheit genommen worden sei, über das Thema zu diskutieren. Comtes Worte
fanden im Stöckli jedoch kein Gehör. Eine deutliche Mehrheit (32 zu 6 Stimmen bei 1
Enthaltung) folgten dem Votum von Cramer und der Kommission und gab dem Vorstoss
keine Folge. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Ärzte und Pflegepersonal

Ein Postulat Cramer (gp, GE) beauftragte den Bundesrat, dem Parlament einen Bericht
vorzulegen, in dem die Stellung der Allgemeinmediziner und -medizinerinnen in der
Schweiz, ihre Rolle im Gesundheitswesen und die Bedeutung einer angemessenen
Entlohnung ihrer Leistungen, insbesondere der Laboranalysen, für sie selbst und für das
Gesundheitssystem untersucht werden. Gegen den Willen des Bundesrates, welcher
der Ansicht war, dass dem Anliegen des Postulates bereits hinreichend Rechnung
getragen werde, wurde es im Ständerat mit 20 zu 3 Stimmen angenommen. 2

POSTULAT
DATUM: 04.06.2009
LINDA ROHRER

Im März reichte Ständerat Cramer (gp, GE) eine Motion ein, mit welcher sichergestellt
werden soll, dass genügend Praktikumsplätze für angehende Ärztinnen und Ärzte
bereitgestellt werden. Die Anzahl ist laut Motionär so zu berechnen, dass die
Studierenden und die Studienabgänger durch einen Mangel an Praktikumsplätzen nicht
in ihrer praktischen Ausbildung behindert oder gebremst werden. Die Stellungnahme
des Bundesrates plädierte auf Ablehnung der Motion: Es seien bereits Bestrebungen im
Gange, die Ausbildungssituation von Medizinern zu verbessern. Überdies sei zu
beachten, dass die Entscheidungskompetenz hinsichtlich der quantitativen Steuerung
der universitären Ärzteausbildung bei den Kantonen liege und dass die Universitäten
ihrerseits für die Organisation der Studiengänge und die Bereitstellung der
Ausbildungsplätze verantwortlich seien. Der Bundesrat zeigte sich allerdings bereit, in
Zusammenarbeit mit den Kantonen auf eine Erhöhung der Anzahl Praktikumsplätze für
Medizinstudierende hinzuwirken. Im Ständerat wurde die Motion mit Verweis auf die
Wichtigkeit des Anliegens und ohne grösseren Widerstand mit 34 gegen 3 Stimmen
entgegen dem Antrag des Bundesrates angenommen. Der Nationalrat hatte sich im

MOTION
DATUM: 26.11.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Herbst damit zu befassen. In der Kommission wurde mit 11 zu 11 Stimmen mit
Stichentscheid des Präsidenten Ablehnung der Motion empfohlen. Begründet wurde
dies mit der Versicherung seitens des Bundesrates in der Kommission, dass das
Anliegen mit der überwiesenen Motion Schwaller angegangen werde. Das Plenum folgte
seiner knapp entscheidenden Kommission und lehnte das Geschäft stillschweigend
ab. 3

1) AB SR, 2018, S. 570 f.; Bericht des BR vom 1.6.11; Medienmitteilung RK-SR vom 26.3.18
2) AB SR, 2009, S. 524 f.
3) AB SR, 2012, S. 423 f.; AB NR, 2012, S.1847 f.
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